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Richtlinien des Ministeriums für Finanzen 

und Wirtschaft für die Erteilung 

von Bescheinigungen nach den §§ 7 i, 10 f  

und 11 b Einkommensteuergesetz sowie nach 

§ 10 g Einkommensteuergesetz (EStG) 

 

 

Vom 24. Mai 2013 - Az.: 6-2550.1-2/7 -  

 

 

Das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft gibt die nachstehenden Richtlinien für 

die Erteilung von Bescheinigungen nach §§ 7 i, 10 f und 11 b EStG sowie im Einver-

nehmen mit dem Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst die nachste-

henden Richtlinien für die Erteilung von Bescheinigungen nach § 10 g EStG bekannt. 

 

 

Richtlinien für die Erteilung von Bescheinigungen n ach den 

§§ 7 i, 10 f und 11 b Einkommensteuergesetz 

(Bescheinigungsrichtlinien - Denkmalschutz) 

 

 

Die Inanspruchnahme der Steuervergünstigung für Herstellungs- und Anschaffungs-

kosten bei Baudenkmalen nach §§ 7 i und 10 f Abs. 1 Einkommensteuergesetz 

(EStG) sowie die Regelung über den Abzug von Erhaltungsaufwand bei Baudenkma-

len nach §§ 10 f Abs. 2 und 11 b EStG setzen voraus, dass der Steuerpflichtige 

durch eine Bescheinigung der zuständigen unteren Denkmalschutzbehörde (Be-

scheinigungsbehörde) nachweist, dass die vorgenommenen Maßnahmen nach Art 

und Umfang zur Erhaltung des Gebäudes als Baudenkmal oder zu seiner sinnvollen 

Nutzung erforderlich und in Abstimmung mit der Bescheinigungsbehörde durchge-

führt worden sind. 
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1. Voraussetzungen einer Bescheinigung nach §§ 7 i,  10 f und 11 b EStG 

 

Die Bescheinigung darf nur erteilt werden, wenn folgende Voraussetzungen 

vorliegen: 

 

1.1 Das Gebäude oder der Gebäudeteil muss vor Beginn der Bauarbeiten gem. 

§§ 2, 12 des Gesetzes zum Schutz der Kulturdenkmale (DSchG) als Kultur-

denkmal (Einzeldenkmal, Teil einer Sachgesamtheit) dem Denkmalschutz un-

terliegen oder gemäß §°19 DSchG Bestandteil einer geschützten Gesamtan-

lage sein. Entfällt die öffentlich-rechtliche Bindung durch die Denkmalschutz-

vorschriften für das Baudenkmal oder die Gesamtanlage innerhalb des 10-

jährigen Begünstigungszeitraumes der §§ 7 i und 10 f EStG, ist das dem zu-

ständigen Finanzamt mitzuteilen. 

 

1.2 Die Aufwendungen müssen nach Art und Umfang dazu erforderlich sein, das 

Gebäude oder den Gebäudeteil als Baudenkmal zu erhalten oder sinnvoll zu 

nutzen. Für bestehende Gebäude innerhalb einer Gesamtanlage, die keinen 

eigenen Denkmalwert aufweisen, müssen die Aufwendungen nach Art und 

Umfang zur Erhaltung des schützenswerten äußeren Erscheinungsbildes der 

Gesamtanlage erforderlich sein. Gebäude in der engeren Umgebung eines 

Baudenkmals, jedoch außerhalb einer Gesamtanlage, erfüllen diese Voraus-

setzungen auch dann nicht, wenn sie im Umgebungsschutzbereich eines im 

Denkmalbuch eingetragenen Kulturdenkmals von besonderer Bedeutung 

(§§°12, 15 Abs. 3 DSchG) liegen. 

 

1.2.1 Das Merkmal "zur Erhaltung des Baudenkmals erforderlich" bedeutet, dass es 

sich um Aufwendungen für die Substanz des Baudenkmals handeln muss, die 

nach Art und Umfang erforderlich sind, um die Merkmale zu erhalten, die die 

Eigenschaft des Gebäudes als Baudenkmal begründen. Ist diese Vorausset-

zung erfüllt, muss nicht geprüft werden, ob die Aufwendungen zur sinnvollen 

Nutzung des Baudenkmals erforderlich waren. 
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Wegen des Tatbestandsmerkmals der "Erforderlichkeit" ist ein strenger Maß-

stab an die Aufwendungen zu legen. Es reicht nicht aus, dass die Aufwendun-

gen aus denkmalpflegerischer Sicht angemessen oder vertretbar sind, sie 

müssen unter denkmalpflegerischen Gesichtspunkten notwendig sein. Auch 

die Tatsache, dass eine denkmalrechtliche Erlaubnis erteilt werden musste, 

weil die Voraussetzungen hierfür vorlagen, entbindet nicht von der Prüfung, ob 

die Aufwendungen erforderlich sind. Die Erforderlichkeit der Baumaßnahmen 

muss sich aus dem Zustand des Baudenkmals vor Beginn der Baumaßnah-

men und dem denkmalpflegerisch sinnvoll erstrebenswerten Zustand ergeben. 

Aufwendungen, die nicht der Eigenart des Baudenkmals entsprechen, sind 

danach nicht bescheinigungsfähig. Dies gilt z. B. für Aufwendungen für Anla-

gen und Einrichtungen, deren Vorhandensein in Gebäuden mit gleicher Nut-

zungsart nicht üblich ist, z.B. Whirlpool, Sauna, Schwimmbad. Die Prüfung der 

Erforderlichkeit schließt jedoch keine Angebots- und Preiskontrolle ein. 

 

1.2.2 Das Merkmal "zu seiner sinnvollen Nutzung erforderlich" erweitert den Umfang 

der bescheinigungsfähigen Kosten. Das Merkmal ist erfüllt, wenn die Aufwen-

dungen die Denkmaleigenschaft nicht oder nicht wesentlich beeinträchtigen 

und erforderlich sind, um eine unter denkmalschutzrechtlichen Gesichtspunk-

ten sinnvolle Nutzung des Baudenkmals zu erhalten, wiederherzustellen oder 

zu ermöglichen, und geeignet erscheinen, die Erhaltung des Baudenkmals auf 

Dauer sicherzustellen. Zur sinnvollen Nutzung gehören deshalb Maßnahmen 

zur Anpassung eines Baudenkmals an zeitgemäße Nutzungsverhältnisse. Da-

zu können im Einzelfall je nach Art der Nutzung Aufwendungen für eine Hei-

zungsanlage, Toiletten, Badezimmer, Einbauküche, Aufzugsanlage, sofern ei-

ne solche erforderlich ist, zählen, in der Regel nicht hingegen Aufwendungen 

für Einbaumöbel, für den Einbau eines offenen Kamins oder eines Kachel-

ofens, wenn bereits eine Heizungsanlage vorhanden ist (vgl. Nummer 2.10). 

Zum Merkmal der "Erforderlichkeit" gelten die Ausführungen unter 1.2.1 ent-

sprechend. Zur sinnvollen Nutzung erforderlich sind auch Aufwendungen, die 

dazu dienen, eine unter denkmalschutzrechtlichen Gesichtspunkten vertretba-

re wirtschaftliche Nutzung des Baudenkmals zu ermöglichen, nicht jedoch 

Aufwendungen, die dazu dienen, die wirtschaftliche Nutzung des Baudenk-

mals zu optimieren. Hierzu zwei Beispiele: 
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- Ein dem Denkmalschutz unterliegendes Dreifamilienhaus ist ohne Umgestal-

tung nutzbar, trägt sich aber bei dieser Nutzung wirtschaftlich nicht. Hiervon 

kann ausgegangen werden, wenn die Grundsteuer nach § 32 Abs. 1 Nr. 1 

des Grundsteuergesetzes erlassen wird. In diesem Fall sind die Aufwendun-

gen bescheinigungsfähig, die erforderlich sind, um das Gebäude so umzu-

gestalten, dass es wirtschaftlich nutzbar ist, wenn die Umgestaltung aus 

denkmalschutzrechtlicher Sicht vertretbar ist. 

 

- Ein dem Denkmalschutz unterliegendes Dreifamilienhaus ist unter wirtschaft-

lichen Gesichtspunkten ohne Umgestaltung nutzbar. Eine Umgestaltung in 6 

Wohnungen ist aus denkmalschutzrechtlicher Sicht zwar vertretbar. In die-

sem Fall sind die Aufwendungen zu dieser Umgestaltung des Gebäudes je-

doch nicht zur sinnvollen Nutzung erforderlich i. S. der §§ 7 i, 10 f und 11 b 

EStG. 

 

Aufwendungen, die ausschließlich auf Wirtschaftlichkeitsüberlegungen des Ei-

gentümers beruhen, können nicht in die Bescheinigung aufgenommen werden. 

Hierzu gehört beispielsweise in der Regel der Ausbau des Dachgeschosses 

zusätzlich zur vorhandenen Nutzung. Stehen nur Teile eines Gebäudes unter 

Denkmalschutz und sind diese Gebäudeteile selbständig nicht nutzungsfähig 

(z. B. Fassade, Dachreiter), können auch unter dem Gesichtspunkt der sinn-

vollen Nutzung Aufwendungen, die nicht unmittelbar diese Gebäudeteile 

betreffen, nicht in die Bescheinigung einbezogen werden. 

 

1.3 Die Baumaßnahmen müssen vor Beginn ihrer Ausführung mit der Bescheini-

gungsbehörde abgestimmt worden sein. Die Abstimmung kann innerhalb eines 

denkmalrechtlichen Genehmigungsverfahrens oder eines Baugenehmigungs-

verfahrens erfolgen. Ist ein bau- oder denkmalschutzrechtliches Genehmi-

gungsverfahren nicht erforderlich, kann die Bescheinigungsbehörde auf Antrag 

vor der Ausführung einzelner konkret zu bezeichnender Maßnahmen schriftlich 

deren Unbedenklichkeit feststellen, mit der Wirkung, dass für die Durchführung 

dieser Maßnahmen das Abstimmungserfordernis erfüllt ist und bei Vorliegen 

der übrigen Voraussetzungen die Bescheinigung zu erteilen ist. Auf die Pflicht 
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zur Unterrichtung der Bescheinigungsbehörde bei unvorhergesehenen Bauab-

läufen ist entsprechend § 38 Abs. 3 des Landesverwaltungsverfahrensgeset-

zes (LVwVfG) hinzuweisen. 

 

 Wird den Bedenken der Bescheinigungsbehörde gegen die beabsichtigten 

Baumaßnahmen in einem denkmalrechtlichen Genehmigungsverfahren oder 

im Baugenehmigungsverfahren nicht Rechnung getragen, kann dies dazu füh-

ren, dass keine Bescheinigung erteilt werden darf. 

 

1.3.1 Ist eine vorherige Abstimmung unterblieben, liegen die Voraussetzungen für 

die Erteilung der Bescheinigung nicht vor, auch wenn die Denkmaleigenschaft 

nach Abschluss der Baumaßnahmen noch vorhanden ist. Die fehlende vorhe-

rige Abstimmung kann nicht nachträglich ersetzt werden, auch nicht durch die 

nachträgliche Erteilung einer Baugenehmigung oder einer denkmalrechtlichen 

Genehmigung. 

 

 Wird erst im Verlauf der Baumaßnahmen erkennbar, dass ein Baudenkmal 

vorliegt, können die Aufwendungen bescheinigt werden, die ab dem Zeitpunkt 

entstehen, ab dem das Baudenkmal den öffentlich-rechtlichen Bindungen des 

Denkmalschutzgesetzes unterliegt, und die Baumaßnahmen betreffen, die vor 

ihrem Beginn mit der Bescheinigungsbehörde abgestimmt worden sind. Glei-

ches gilt für Gebäude, die erst im Verlauf der Baumaßnahmen Teil einer ge-

schützten Gesamtanlage geworden sind. 

 

1.3.2 Es wird empfohlen, die Abstimmung zwischen den Beteiligten schriftlich fest-

zuhalten und den Bauherrn darauf hinzuweisen, dass die steuerlichen Ver-

günstigungen nach §§ 7 i, 10 f und 11 b EStG neben der denkmalrechtlichen 

Bescheinigung weitere Voraussetzungen enthalten, die durch die Finanzbe-

hörden geprüft und entschieden werden, insbesondere die Abziehbarkeit der 

Aufwendungen als Betriebsausgaben oder Werbungskosten oder wie Sonder-

ausgaben und ihre Zugehörigkeit zu den Anschaffungs- oder Herstellungskos-

ten, zu den Werbungskosten, insbesondere zum Erhaltungsaufwand oder zu 

den nichtabziehbaren Kosten. 
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Um die ordnungsgemäße Durchführung der Baumaßnahmen entsprechend 

der Abstimmung und die Abwicklung des Bescheinigungsverfahrens zu er-

leichtern, wird empfohlen, bei der schriftlichen Abstimmung die vorgelegten 

Unterlagen in Bezug zu nehmen, den Antragsteller darauf hinzuweisen, dass 

nur die abgestimmten Maßnahmen durchgeführt werden dürfen und dass jede 

Änderung einer erneuten vorherigen Abstimmung bedarf, sowie zu bestimmen, 

dass bei der Endabrechnung der Maßnahme die zu bescheinigenden Kosten 

nach Gewerken aufzulisten und die Belege einschließlich der Originalrechnun-

gen der Handwerker vorzulegen sind. 

 

Erfüllen nicht alle vorgesehenen Baumaßnahmen die Voraussetzungen für ei-

ne Bescheinigung, ist der Bauherr von der Behörde im Rahmen der Abstim-

mung darauf ausdrücklich hinzuweisen. 

 

Es wird empfohlen, den Bauherrn ebenfalls schriftlich darauf hinzuweisen, 

dass bei erheblichen Abweichungen der durchgeführten Baumaßnahmen von 

dem Ergebnis der Abstimmung keine Bescheinigung nach §§ 7 i, 10 f und 11 b 

EStG erteilt wird. 

 

1.3.3 Um dem Bauherrn frühzeitig Klarheit über den Inhalt der zu erwartenden Be-

scheinigung zu geben, kommt die schriftliche Zusicherung nach § 38 LVwVfG 

(vorläufige Bescheinigung) in Betracht. Der Bauherr hat die Tatbestände, für 

die er die Bescheinigung begehrt, genau anzugeben, beispielsweise nach 

Gewerken oder Bauteilen. Unter Hinweis auf § 38 Abs. 3 LVwVfG sollte der 

Bauherr verpflichtet werden, bei unvorhergesehenen Bauabläufen unverzüg-

lich die Bescheinigungsbehörde zu benachrichtigen. 

 

 Der Bauherr kann in geeigneten Fällen im Rahmen des Abstimmungsverfah-

rens auf die Möglichkeit der schriftlichen Zusicherung hingewiesen werden, um 

frühzeitig eine bindende Abgrenzung der bescheinigungsfähigen Aufwendun-

gen zu erreichen. 

 

 Die schriftliche Zusicherung sollte den Hinweis an den Bauherrn enthalten, 

dass allein das zuständige Finanzamt prüft, ob steuerlich begünstigte Anschaf-
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fungs-, Herstellungs- oder Erhaltungskosten im Sinne der §§ 7 i, 10 f und 11 b 

EStG oder hiernach nicht begünstigte andere Kosten vorliegen. 

 

 Eine verbindliche Auskunft über die zu erwartende Bemessungsgrundlage für 

die Steuervergünstigung kann nur das zuständige Finanzamt bei Vorliegen ei-

ner schriftlichen Zusicherung der Bescheinigungsbehörde über den zu erwar-

tenden Inhalt der Bescheinigung unter den allgemeinen Voraussetzungen für 

die Erteilung einer verbindlichen Auskunft durch die Finanzämter geben. 

 

2. Bescheinigungsfähigkeit einzelner Aufwendungen 

 

2.1 Die steuerrechtliche Abgrenzung nach Herstellungskosten, Anschaffungskos-

ten und Erhaltungsaufwand sowie nach begünstigten und nicht begünstigten 

Anschaffungskosten unter dem zeitlichen Gesichtspunkt des Abschlusses ei-

nes obligatorischen Erwerbsvertrags oder eines gleichstehenden Rechtsakts 

i.S.d. § 7 i Abs. 1 Satz 5 EStG sowie die Zurechnung dieser Aufwendungen 

(vgl. Nummern 2.3, 2.9) nimmt die Finanzbehörde vor. 

 

2.2 Nur tatsächlich angefallene Aufwendungen sind bescheinigungsfähig. Dazu 

gehört nicht der Wertansatz für die eigene Arbeitsleistung des Denkmaleigen-

tümers oder für unentgeltlich Beschäftigte, weil ersparte Kosten steuerrechtlich 

nicht berücksichtigt werden können. Ebenfalls nicht bescheinigungsfähig ist 

der Wertverlust durch Entfernen von Altbausubstanz. Nicht entscheidend ist, 

ob die Aufwendungen nach DIN-Normen zu den Baukosten gehören. Skonti, 

anteilige Beiträge zur Bauwesenversicherung oder sonstige Abzüge mindern 

die zu berücksichtigenden Kosten. 

 

2.3 Sind die Aufwendungen im Rahmen eines Sanierungs- oder vergleichbaren 

Modells entstanden, gehören grundsätzlich auch die sog. Funktionsträgerge-

bühren (z. B. Treuhandgebühren, Baubetreuungskosten; vgl. im Einzelnen 

BMF-Schreiben vom 20. Oktober 2003 - BStBl. I S. 546) zu den bescheini-

gungsfähigen Aufwendungen, soweit sie einer begünstigten Baumaßnahme 

zuzurechnen sind. Die Entscheidung über die Zurechnung der Gebühren zu 
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den einzelnen Kostenarten obliegt den Finanzbehörden. In diesen Fällen sollte 

folgender Zusatz in die Bescheinigung aufgenommen werden: 

 

 "Zu den bescheinigten Aufwendungen gehören Funktionsträgergebühren. Be-

günstigt ist nur der Anteil, der nach den Feststellungen der Finanzbehörden 

(BMF-Schreiben vom 20. Oktober 2003 Tz. 10 - BStBl. I S. 546) zu den An-

schaffungskosten im Sinne des § 7 i Abs. 1 Satz 5 EStG oder den Herstel-

lungskosten gehört, die auf die begünstigten Baumaßnahmen entfallen." 

 

2.4 Aufwendungen für die sinnvolle Umnutzung eines nicht mehr als solches ge-

nutzten ehemaligen Fabrikgebäudes oder landwirtschaftlichen Gebäudes oder 

eines sonstigen Gebäudes sind in der Regel bescheinigungsfähig, wenn die 

historische Substanz und die denkmalbegründenden Eigenschaften erhalten 

werden, die Aufwendungen für die Umnutzung erforderlich und die Umnutzung 

unter denkmalschutzrechtlichen Gesichtspunkten vertretbar ist. Das setzt vor-

aus, dass die neue Nutzung sinnvoll ist, d. h. die Ausnutzung des Baukörpers, 

der Räume und Flächen sich der Denkmaleigenschaft des Gebäudes unter-

ordnet. 

 

2.5 Aufwendungen für die Wiederherstellung eines beschädigten Gebäudes unter 

Verwendung von verbliebenen Gebäudeteilen sind grundsätzlich bescheini-

gungsfähig, wenn die maßgeblichen denkmalbegründenden Merkmale des 

Gebäudes, z. B. die Außenmauern, weitgehend erhalten sind und bleiben, also 

die Denkmaleigenschaft nicht in Frage gestellt wird. 

 

 Ist nur ein Teil eines Gebäudes ein unter Schutz stehendes Baudenkmal (z. B. 

Fassaden, Decken, Dachreiter, Kellergewölbe), sind nur die Aufwendungen für 

Baumaßnahmen bescheinigungsfähig, die zur Erhaltung dieses Bauteils als 

Baudenkmal erforderlich sind. Sind diese Bauteile allein wirtschaftlich nicht 

nutzbar, kann der Umfang der bescheinigungsfähigen Aufwendungen auch 

nicht unter dem Gesichtspunkt der sinnvollen Nutzung ausgeweitet werden. 

 

Ist z. B. nur die Fassade als Teil einer baulichen Anlage ein Baudenkmal, sind 

deshalb die Aufwendungen für den Abbruch und die Wiedererrichtung des hin-
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ter der Fassade liegenden Gebäudes nicht begünstigt. Bescheinigungsfähig 

sind die Aufwendungen für die Instandsetzung der Fassade sowie für die er-

schwerte Baustelleneinrichtung, die erschwerten Bauabläufe oder besondere 

bautechnische Vorkehrungen. 

 

2.6 Die Aufwendungen für den Wiederaufbau eines verlorengegangenen oder be-

seitigten Baudenkmals sind nicht bescheinigungsfähig. 

 

2.7 Wird ein Baudenkmal entkernt und dabei schützenswerte Substanz im Innern 

des Gebäudes entfernt und durch neue Einbauten ersetzt, und ist der verblei-

bende Gebäuderest weiterhin ein Baudenkmal, können nur die Aufwendungen 

bescheinigt werden, die zur Erhaltung dieses Restes, z. B. der Außenmauern, 

erforderlich waren. Die Aufwendungen für die Entkernung - Zerstörung der 

Denkmalsubstanz - und die neuen Inneneinbauten können regelmäßig nicht 

bescheinigt werden. Eine Ausnahme gilt für Aufwendungen für die Innenein-

bauten, die zur Erhaltung der Außenmauern (Denkmalrest mit Baudenkmal-

qualität) wesentlich waren, z. B. auf statische Erfordernisse zurückgehende 

Decken und Wände. 

 

2.8 Aufwendungen für neue Gebäudeteile zur Erweiterung der Nutzfläche, z. B. 

Anbauten oder Erweiterungen, können nicht bescheinigt werden. Ausnahmen 

sind denkbar, wenn die Aufwendungen zur sinnvollen Nutzung unerlässlich 

sind und ohne sie eine denkmalgemäße Nutzung objektiv und nicht nur nach 

den Verhältnissen des Berechtigten ausgeschlossen ist. Entsprechendes gilt 

für Ausbauten, z. B. des Dachgeschosses zur Erweiterung der Nutzfläche. 

 

2.9 Aufwendungen für die Errichtung neuer Stellplätze und Garagen im Zusam-

menhang mit baulichen Maßnahmen an einem Baudenkmal sind nicht be-

scheinigungsfähig, es sei denn, die Errichtung eines Stellplatzes oder einer 

Garage ist aus denkmalschutzrechtlichen Gründen innerhalb des Baudenk-

mals nicht vertretbar und aus baurechtlichen Gründen für die beabsichtigte 

sinnvolle Nutzung unerlässlich und zur Erhaltung oder sinnvollen Nutzung des 

Baudenkmals erforderlich. Auch in diesen Fällen kommt eine Vergünstigung 

für solche Aufwendungen nur in Betracht, wenn sie steuerrechtlich zu den An-
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schaffungskosten im Sinne des § 7 i Abs. 1 Satz 5 EStG oder den Herstel-

lungskosten des Baudenkmals gehören. Entsteht durch die Baumaßnahmen 

ein steuerrechtlich selbstständiges Wirtschaftsgut, z. B. eine getrennt vom 

Baudenkmal errichtete Tiefgarage, sind die Aufwendungen grundsätzlich nicht 

nach §§ 7 i und 10 f EStG begünstigt; Nummer 2.8 bleibt unberührt. Diese Prü-

fung der steuerrechtlichen Zuordnung der Aufwendungen obliegt den Finanz-

behörden. 

 

 Entsprechendes gilt für Zahlungen zur Ablösung einer Stellplatzverpflichtung. 

Werden Garagen oder Stellplätze in einem Baudenkmal eingerichtet, z. B. in 

einer ehemaligen Remise, sind die Aufwendungen bescheinigungsfähig, wenn 

sie zur Erhaltung oder sinnvollen Nutzung des Baudenkmals erforderlich sind. 

 

2.10 Kosten für Anlagen und Einrichtungen, die in Gebäuden mit gleicher Nut-

zungsart nicht üblich sind, können nur bescheinigt werden, wenn die Anlagen 

und Einrichtungen zu den denkmalbegründenden Merkmalen zählen. Dazu 

gehören nicht Schwimmbecken innerhalb und außerhalb des Gebäudes, Sau-

na, Bar, Kegelbahn, Alarmanlagen, sowie offener Kamin oder Kachelofen, 

wenn bereits eine Heizungsanlage vorhanden ist. Nicht bescheinigungsfähig 

sind Aufwendungen für bewegliche Einrichtungsgegenstände, z. B. Ausstel-

lungsvitrinen und ähnliches, Lautsprecher und Rundfunkanlagen (z. B. für Ca-

fés, Gaststätten usw.), Möbel, Regale, Lampen, Lichtleisten, Spiegel, Gardi-

nenleisten, Teppiche und Teppichböden - sofern sie nicht auf den Rohfußbo-

den verlegt oder aufgeklebt sind -, Waschmaschinen, auch wenn sie mit 

Schrauben an einem Zementsockel befestigt sind, Einbaumöbel. 

 

2.11 Aufwendungen für Zierstücke, Wappen, Stuckierungen, Balustraden, Freitrep-

pen, Befestigungen, Mauern usw. sind bescheinigungsfähig, sofern sie zum 

historischen Bestand des Gebäudes gehören. Nicht begünstigt sind jedoch 

Aufwendungen für Außenanlagen wie z. B. Hofbefestigungen, Rasenanlagen, 

Blumen, Ziersträucher und Bäume, auch wenn diesen Außenanlagen Bau-

denkmalqualität zukommt. Etwas anderes kommt nur in Betracht, wenn die 

Aufwendungen für die Anlagen zu den Herstellungs- oder Anschaffungskosten 

oder zum Erhaltungsaufwand des Gebäudes gehören. Diese Prüfung obliegt 
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den Finanzbehörden. Erschließungskosten wie z. B. Aufwendungen für den 

Anschluss des Gebäudes an das Stromversorgungsnetz, das Gasnetz, die 

Wasser- und Warmwasserversorgung und die Abwasserleitungen gehören zu 

den im Grundsatz begünstigten Herstellungskosten des Gebäudes. Andere 

Erschließungskosten wie z. B. Erschließungsbeiträge i.S.d. §§ 127 bis 135 

BauGB, Beiträge für Versorgungs- und Entsorgungsanlagen nach dem Kom-

munalabgabengesetz, Kanal- oder Sielbaubeiträge gehören zu den nicht be-

günstigten nachträglichen Anschaffungskosten des Grund und Bodens. 

 

2.12 Die Aufwendungen für die Verlagerung (Translozierung) eines Baudenkmals 

können in der Regel nicht bescheinigt werden. Ausnahmen sind zulässig, 

wenn die Eigenschaft als Baudenkmal auch nach der Verlagerung erhalten 

bleibt und die Substanz des Baudenkmals ohne eine Verlagerung nicht erhal-

ten werden könnte. 

 

3. Gebäude, die selbst keine Denkmaleigenschaft auf weisen, aber Teil einer 

geschützten Gesamtanlage sind (§ 7 i Abs. 1 Satz 4,  § 11 b Satz 2 EStG)  

 

 Aufwendungen für bestehende Gebäude innerhalb einer Gesamtanlage, die 

keinen eigenen Denkmalwert aufweisen, können nur bescheinigt werden, 

wenn bauliche Maßnahmen nach Art und Umfang zur Erhaltung des schüt-

zenswerten äußeren Erscheinungsbildes der Gesamtanlage erforderlich sind. 

Nicht bescheinigungsfähig sind Aufwendungen für Neubauten innerhalb des 

Bereichs der Gesamtanlage. Aufwendungen für Baumaßnahmen an einem in-

nerhalb der Gesamtanlage störenden Gebäude sind dann bescheinigungsfä-

hig, wenn dieses Gebäude denkmalschutzrechtlichen Auflagen unterliegt und 

solche Auflagen durch die Baumaßnahme erfüllt werden. 

 

4. Erstellung der Bescheinigung 

 

4.1 Nach Prüfung bescheinigt die zuständige Behörde den Gesamtbetrag der 

Aufwendungen, die nach Art und Umfang zur Erhaltung des Gebäudes oder 

Gebäudeteils als Baudenkmal oder zu seiner sinnvollen Nutzung erforderlich 

sind oder die nach Art und Umfang zur Erhaltung des schützenswerten äuße-
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ren Erscheinungsbildes der Gesamtanlage erforderlich sind und die in Ab-

stimmung mit der Bescheinigungsbehörde durchgeführt wurden. Die aner-

kannten Aufwendungen sind in dem vom Antragsteller zu erstellenden Ver-

zeichnis der Rechnungen zu kennzeichnen. 

 

4.2 Die Bescheinigung ist objektbezogen. Sie muss die genaue Bezeichnung des 

Baudenkmals oder des Teils der Gesamtanlage sowie den Namen und die Ad-

resse des Gebäudeeigentümers oder Bauherrn und die auf ihn entfallenden 

Aufwendungen enthalten. Bei einem Vertreter ist dessen wirksame Vertre-

tungsbefugnis zu prüfen, bevor die Bescheinigung für den Vertretenen ausge-

stellt wird. 

 

4.3 In die Bescheinigung sind die Zuschüsse aufzunehmen, die eine der für 

Denkmalschutz oder Denkmalpflege zuständigen Behörden dem Empfänger 

der Bescheinigung aus öffentlichen Mitteln gewährt hat. Durch geeignete or-

ganisatorische Maßnahmen ist sicherzustellen, dass die Bescheinigung ent-

sprechend § 7 i Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 EStG geändert werden kann, wenn 

Zuschüsse nach Ausstellung der Bescheinigung gewährt werden. Der Emp-

fänger der Bescheinigung ist darauf hinzuweisen, dass er verpflichtet ist, Zu-

schüsse aus öffentlichen Mitteln, die ihm von anderen Behörden bewilligt wor-

den sind, in seiner Steuererklärung anzugeben. 

 

5. Bindungswirkung der Bescheinigung 

 

5.1 Bei der Bescheinigung handelt es sich um einen Verwaltungsakt in Form eines 

Grundlagenbescheids mit Bindungswirkung für steuerliche Folgebescheide 

gem. § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 der Abgabenordnung. Die Bescheinigungen 

binden die Finanzbehörden im Rahmen des gesetzlich vorgegebenen Um-

fangs. Die verbindlichen Feststellungen der Bescheinigung beschränken sich 

auf Tatbestände des Denkmalrechts; sie erstrecken sich nicht auf die steuer-

rechtlichen Begriffe wie Herstellungskosten oder Erhaltungsaufwand und die 

sonstigen steuerrechtlichen Voraussetzungen. Das Bescheinigungsverfahren 

umfasst deshalb die Prüfung,  
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1. ob das Gebäude oder der Gebäudeteil ein Kulturdenkmal gemäß §§ 2, 12 

DSchG (Einzeldenkmal, Teil einer Sachgesamtheit) ist oder im Geltungsbe-

reich einer Gesamtanlagenschutzverordnung im Sinne des § 19 DSchG 

liegt, 

 

2. ob die Baumaßnahmen nach Art und Umfang 

 

a) zur Erhaltung des Gebäudes oder des Gebäudeteils als Baudenkmal 

oder zu seiner sinnvollen Nutzung, 

 

b) bei einem Gebäude, das Teil einer geschützten Gesamtanlage ist, zur 

Erhaltung des schützenswerten äußeren Erscheinungsbildes der Ge-

samtanlage, 

 erforderlich waren 

 

3. ob die Arbeiten vor Beginn und bei Planungsänderungen vor Beginn der 

geänderten Vorhaben mit der Bescheinigungsbehörde abgestimmt waren, 

 

4. in welcher Höhe Aufwendungen, die die vorstehenden Voraussetzungen er-

füllen, angefallen sind, 

 

5. ob und ggf. in welcher Höhe Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln durch eine 

der für Denkmalschutz oder Denkmalpflege zuständigen Behörden gezahlt 

worden sind, 

 

6. ob nach dem Ausstellen einer Bescheinigung Zuschüsse aus öffentlichen 

Mitteln durch eine der für Denkmalschutz oder Denkmalpflege zuständigen 

Behörden gezahlt werden (vgl. Nummer 4.3). 

 

Es wird empfohlen, den Bauherrn darauf hinzuweisen, dass die bescheinigten 

Aufwendungen steuerlich nur berücksichtigt werden können, wenn das zu-

ständige Finanzamt die ihm obliegende Prüfung der weiteren, steuerrechtli-

chen Voraussetzungen durchgeführt hat. 
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Die Bescheinigung unterliegt weder in rechtlicher noch in tatsächlicher Hinsicht 

der Nachprüfung durch die Finanzbehörden und Finanzgerichte. Ist jedoch of-

fensichtlich, dass die Bescheinigung für Baumaßnahmen erteilt worden ist, bei 

denen die Voraussetzungen zu Nummer 5.1 unter 1. - 3. nicht vorliegen, hat 

die Finanzbehörde ein Remonstrationsrecht, d. h. sie kann die Bescheini-

gungsbehörde zur Überprüfung veranlassen sowie um Rücknahme oder Ände-

rung der Bescheinigung bitten. 

 

Soweit diese Richtlinie Beispiele für die Regelung bestimmter Fallgestaltungen 

vorgibt, handelt es sich um Regelbeispiele, die der Erläuterung von Inhalt, 

Zweck und Zielsetzung der Richtlinien dienen. Eine im Einzelfall abweichende 

Sachbehandlung durch die Bescheinigungsbehörde kann durch besondere 

denkmalbedingte Umstände gerechtfertigt sein. 

 

5.2 Die Finanzbehörden haben zu prüfen, 

 

1. ob die vorgelegte Bescheinigung von der zuständigen Behörde ausgestellt 

worden ist, 

 

2. ob die bescheinigten Aufwendungen steuerrechtlich zu den Herstellungs-

kosten oder den Anschaffungskosten im Sinne des § 7 i Abs. 1 Satz 5 EStG 

des Gebäudes, zu den sofort abziehbaren Werbungskosten, insbesondere 

zum Erhaltungsaufwand, oder zu den nicht abziehbaren Kosten gehören, 

 

3. ob weitere Zuschüsse für die bescheinigten Aufwendungen gezahlt werden 

oder worden sind, 

 

4. ob die Aufwendungen bei einer Einkunftsart oder - bei eigengenutzten Ge-

bäuden - wie Sonderausgaben berücksichtigt werden können, 

 

5. in welchem Veranlagungszeitraum die erhöhten Absetzungen, die Vertei-

lung von Erhaltungsaufwand oder der Abzug wie Sonderausgaben erstmals 

in Anspruch genommen werden können. 
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6. Nachweis der entstandenen Aufwendungen 

 

6.1 Die Bescheinigung ist auf einem Formular zu beantragen, das dem Mustervor-

druck (Anlage 1) entspricht. 

 

Alle Originalrechnungen einschließlich kleinerer Einzelbelege sind vollständig 

nach Gewerken geordnet entsprechend dem Vordruck aufzulisten und dem 

Antrag beizufügen. Auf Verlangen der Bescheinigungsbehörden sind die Ge-

werke weiter aufzuschlüsseln. 

 

Erforderlich ist vor allem die Vorlage aller Schlussrechnungen. Abschlags-

rechnungen und Kostenvoranschläge ersetzen keine Schlussrechnung. Kas-

senzettel müssen Menge, Artikel und Preis eindeutig erkennen lassen. 

 

Pauschalrechnungen von Handwerkern können nur berücksichtigt werden, 

wenn das Originalangebot, das dem Pauschalvertrag zugrunde liegt, beigefügt 

ist. Wenn es zur Prüfung der Einzelleistungen erforderlich ist, kann die Vorlage 

der Originalkalkulation verlangt werden. 

 

Genehmigungs- und Prüfungsgebühren gehören zu den Kosten der genehmig-

ten oder geprüften Baumaßnahme. 

 

6.2 Bei Bauherren oder Erwerbern, die einen Bauträger, Baubetreuer oder Gene-

ralunternehmer mit der Durchführung der Maßnahmen beauftragt haben, und 

in vergleichbaren Fällen ist die notwendige Prüfung der Einzelleistungen nur 

möglich, wenn der Antragsteller die spezifizierten Originalrechnungen der 

Handwerker, Subunternehmer und Lieferanten an den Bauträger, Baubetreuer 

oder Generalunternehmer sowie einen detaillierten Einzelnachweis über die 

Vergütungen für dessen eigene Leistungen vorlegt. Wenn es zur Prüfung der 

Einzelleistungen erforderlich ist, kann die Vorlage der Originalkalkulation ver-

langt werden. 
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7. Im Bescheinigungsverfahren sind Formulare zu verwenden, die den Muster-

vordrucken für den Antrag (Anlage 1), die vorläufige Bescheinigung (Anlage 2) 

und die Bescheinigung (Anlage 3) entsprechen. 

 

8. Für die Erteilung von Bescheinigungen nach den §§ 7 i, 10 f und 11 b des Ein-

kommensteuergesetzes, die vor dem 1. August 2002 beantragt wurden, sind 

die Regierungspräsidien zuständig. 

 

9. Diese Verwaltungsvorschrift tritt zum 27. Juni 2013 in Kraft und mit Ablauf des 

31. Dezember 2014 außer Kraft. 
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Richtlinien für die Erteilung von Bescheinigungen n ach § 10 g 

Einkommensteuergesetz (EStG) 

(Bescheinigungsrichtlinien - § 10 g EStG) 

 

 

Die Inanspruchnahme der Steuervergünstigung für Aufwendungen für Herstellungs- 

und Erhaltungsmaßnahmen an eigenen schutzwürdigen Kulturgütern, die weder zur 

Einkunftserzielung noch zu eigenen Wohnzwecken genutzt werden (§ 10 g EStG), 

setzt eine Bescheinigung des Regierungspräsidiums oder des Landesarchivs Baden-

Württemberg (Bescheinigungsbehörde) voraus. 

 

1. Bescheinigungsverfahren 

 

Die Bescheinigung, die objektbezogen ist, muss der Eigentümer des Kultur-

guts schriftlich beantragen (vgl. Mustervordruck Anlage 1). Die Bescheinigung 

hat inhaltlich dem Mustervordruck Anlage 2 zu entsprechen. An einen Vertre-

ter kann eine Bescheinigung nur erteilt werden, wenn eine wirksame Vertre-

tungsbefugnis vorliegt. Bescheinigungsbehörde ist das Regierungspräsidium. 

Sind Archive i.S. des § 10 g Abs. 1 Nr. 4 EStG betroffen, ist Bescheinigungs-

behörde das Landesarchiv Baden-Württemberg. 

 

Die Bescheinungsbehörde hat zu prüfen, 

 

1. ob die Maßnahmen 

 

a) an einem Kulturgut im Sinne des § 10 g Abs. 1 Satz 2 EStG durchgeführt 

worden sind (vgl. Nummer 2), 

 

b) erforderlich waren (vgl. Nummer 3), 

 

c) in Abstimmung mit der zuständigen Stelle durchgeführt worden sind (vgl. 

Nummer 4), 
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2. in welcher Höhe Aufwendungen, die die vorstehenden Voraussetzungen er-

füllen, angefallen sind (vgl. Nummer 5), 

 

3. inwieweit Zuschüsse durch eine der für die Denkmalpflege zuständige Be-

hörde oder durch das Landesarchiv Baden-Württemberg gewährt worden 

sind oder nach Ausstellung der Bescheinigung gewährt werden (vgl. Num-

mer 6). 

 

 Die Bescheinigung unterliegt weder in rechtlicher noch in tatsächlicher Hinsicht 

der Nachprüfung durch die Finanzbehörden und Finanzgerichte. Es handelt 

sich hierbei um einen Verwaltungsakt in Form eines Grundlagenbescheides, an 

den die Finanzbehörden im Rahmen des gesetzlich vorgegebenen Umfangs 

gebunden sind (§ 175 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 der Abgabenordnung). Ist jedoch offen-

sichtlich, dass die Bescheinigung für Maßnahmen erteilt worden ist, bei denen 

die Voraussetzungen nicht vorliegen, hat die Finanzbehörde ein Remonstrati-

onsrecht, d. h. sie kann die Bescheinigungsbehörde zur Überprüfung veranlas-

sen sowie um Rücknahme oder Änderung der Bescheinigung nach Maßgabe 

von § 48 des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes (LVwVfG) bitten. Die Be-

scheinigungsbehörde ist verpflichtet, dem Finanzamt von der Rücknahme oder 

Änderung der Bescheinigung Mitteilung zu machen (§ 4 Mitteilungsverord-

nung).  

 

Die bescheinigten Aufwendungen können steuerrechtlich nur berücksichtigt 

werden, wenn auch die weiteren steuerrechtlichen Voraussetzungen, die durch 

das zuständige Finanzamt geprüft werden, vorliegen (vgl. Nummer 7).  

 

Um dem Eigentümer frühzeitig Klarheit über den Inhalt der zu erwartenden Be-

scheinigung zu geben, kann die Bescheinigungsbehörde bereits eine schriftli-

che Zusicherung nach § 38 LVwVfG über die zu erwartende Bescheinigung 

geben. Eine verbindliche Auskunft über die voraussichtliche Höhe der Steuer-

vergünstigung kann nur das Finanzamt erteilen. Voraussetzung hierfür ist eine 

solche Zusicherung. 
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2.  Kulturgüter im Sinne des § 10 g Abs. 1 Satz 2 EStG 

 

2.1 Die zuständige Behörde hat zu bescheinigen, dass 

 

- das Gebäude oder der Gebäudeteil gemäß §§ 2, 12 des Gesetzes zum 

Schutz der Kulturdenkmale (DSchG) als Kulturdenkmal (Einzeldenkmal, Teil 

einer Sachgesamtheit) dem Denkmalschutz unterliegt oder gemäß § 19 

DSchG Bestandteil einer geschützten Gesamtanlage ist, 

 

- die gärtnerische, bauliche oder sonstige Anlage, die kein Gebäude oder Ge-

bäudeteil ist, als Kulturdenkmal gemäß §§ 2, 12 DSchG dem Denkmalschutz 

unterliegt oder gemäß § 19 DSchG Bestandteil einer geschützten Gesamtan-

lage ist, 

 

- Mobiliar, Kunstgegenstände, Kunstsammlungen, wissenschaftliche Samm-

lungen, Bibliotheken oder Archive 

 

- sich seit mindestens 20 Jahren im Besitz der Familie des Steuerpflichtigen 

befinden oder 

 

- in das Verzeichnis national wertvollen Kulturgutes oder 

 

- in das Verzeichnis national wertvoller Archive eingetragen sind und 

 

- ihre Erhaltung wegen ihrer Bedeutung für Kunst, Geschichte oder Wissen-

schaft im öffentlichen Interesse liegt. 

 

2.1.1 Begriffsbestimmungen 

 

Gesamtanlagen im Sinne dieser Richtlinien sind die nach § 19 DSchG unter 

Schutz gestellten Gesamtanlagen. Hierzu gehören nicht Gebäude in der enge-

ren Umgebung eines Baudenkmals, die außerhalb einer Gesamtanlage liegen. 

 



 20 

Gärtnerische Anlagen sind historische Park- und Gartenanlagen, die Gegens-

tand des Denkmalschutzes sind. Dazu gehören auch die in die gärtnerische 

Anlage einbezogenen baulichen Anlagen, soweit diese nicht eigenständig un-

ter Schutz gestellt sind (z. B. Freitreppen, Balustraden, Pavillons, Mausoleen, 

Anlagen zur Wasserregulierung, künstliche Grotten, Wasserspiele, Brunnen-

anlagen). 

 

Bauliche Anlagen im Sinne dieser Richtlinien sind bauliche Anlagen im Sinne 

des § 2 Abs. 1 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO), die kei-

ne Gebäude oder Gebäudeteile sind (z. B. Brücken, Befestigungen). Die bauli-

che Anlage selbst muss Gegenstand des Denkmalschutzes sein. Zu den bau-

lichen Anlagen gehören auch Teile von baulichen Anlagen z. B. Ruinen oder 

sonstige übriggebliebene Teile ehemals größerer Anlagen. 

 

Zu den sonstigen Anlagen gehören z. B. Bodendenkmäler oder Maschinen, 

die Gegenstand des Denkmalschutzes sind.  

 

Mobiliar muss die Voraussetzungen des § 10 g Abs. 1 S. 2 Nr. 4 EStG erfüllen. 

Das gilt auch dann, wenn es nach § 2 Abs. 2 DSchG als Zubehör zum Kultur-

denkmal gehört. Zum Mobiliar rechnen die beweglichen Ausstattungsstücke 

eines Gebäudes, darunter auch Einzelstücke wie der Bilderschmuck oder die 

Einrichtung von Räumen, Gegenstände des Kunsthandwerks, Ritterrüstungen, 

alte Kanonen oder die Einrichtung eines Gelehrten, Staatsmanns, Dichters, 

Schriftstellers, Musikers oder Künstlers. 

 

Kunstgegenstände sind solche im Sinne des Bewertungsgesetzes. Danach 

sind Kunstgegenstände nur Werke der reinen Kunst, wie z. B. Gemälde, 

Skulpturen, graphische Werke. 

 

Kunstsammlungen umfassen Kunstgegenstände im vorgenannten Sinne. 

 

Wissenschaftliche Sammlungen umfassen Gegenstände, die nach wissen-

schaftlichen Interessen unter bestimmten Gesichtspunkten zusammengestellt 

sind. 
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2.1.2 Unterschutzstellung von Kulturgütern i.S. des  § 10 g Abs. 1 Satz 2 Nrn. 1 

 bis 3 EStG 

 

Gebäude, Gebäudeteile, gärtnerische, bauliche oder sonstige Anlagen müs-

sen bereits vor Beginn der Maßnahmen den öffentlich-rechtlichen Bindungen 

der §§ 2 ff. DSchG unterliegen. 

 

Entfällt die öffentlich-rechtliche Bindung durch die Denkmalschutzvorschriften 

innerhalb des 10-jährigen Begünstigungszeitraumes des § 10 g EStG, ist dies 

dem zuständigen Finanzamt mitzuteilen (§ 4 der Mitteilungsverordnung). 

 

2.1.3  Unterschutzstellung von Kulturgütern i.S. de s § 10 g Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 

 EStG 

 

Ist das Kulturgut in das Verzeichnis national wertvollen Kulturguts oder das 

Verzeichnis national wertvoller Archive eingetragen, braucht nicht bescheinigt 

zu werden, dass sich das Kulturgut seit mindestens 20 Jahren im Familienbe-

sitz befindet. Mit der Eintragung steht fest, dass die Erhaltung im öffentlichen 

Interesse liegt. Zur Familie sind alle Angehörigen im Sinne des § 15 AO zu 

rechnen; es kann sich aber auch um eine Familienstiftung handeln. 

 

2.2 Zugänglichmachen 

 

Für alle Kulturgüter ist ferner zu bescheinigen, dass sie in einem den Verhält-

nissen entsprechenden Umfang der wissenschaftlichen Forschung oder der 

Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden. Ein den Verhältnissen entspre-

chendes Zugänglichmachen ist gegeben, wenn der Eigentümer der Denkmal-

behörde oder dem Heimatpfleger mitteilt, er sei bereit, interessierten Wissen-

schaftlern oder Besuchergruppen den Zutritt zu gestatten und sie zu führen, 

wenn sie von dort empfohlen werden. Bewegliche Kulturgüter werden der Öf-

fentlichkeit auch durch Leihgaben anlässlich von Ausstellungen oder wissen-

schaftlichen Arbeiten zugänglich gemacht. Stehen dem Zugang zwingende 
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Gründe des Denkmal- oder Archivschutzes entgegen, sind auch diese zu be-

scheinigen. 

 

3. Erforderlichkeit der Maßnahmen 

 

3.1 Es ist zu bescheinigen, dass die durchgeführte Maßnahme nach Art und  Um-

fang 

 

a) bei Gebäuden oder Gebäudeteilen zur Erhaltung als Baudenkmal 

 

b) bei einem Gebäude oder Gebäudeteil, das Teil einer geschützten Gesamt-

anlage ist, zur Erhaltung des schützenswerten äußeren Erscheinungsbildes 

der Gesamtanlage 

 

c) bei anderen Kulturgütern zu ihrer Erhaltung 

 

nach Maßgabe der geltenden Bestimmungen der Denkmal- und Archivpflege 

oder sonstiger öffentlich-rechtlicher Schutz- und Erhaltungsverpflichtungen er-

forderlich war. 

 

Zur Erhaltung des Kulturguts erforderliche Maßnahmen sind solche, die der 

Eigentümer im Rahmen der Erhaltungspflicht z. B. nach § 6 DSchG durchfüh-

ren muss. Die Versicherung des Kulturguts gehört nicht hierzu. Es reicht nicht 

aus, dass die Maßnahmen aus fachlicher Sicht angemessen oder vertretbar 

sind, sie müssen zur Erhaltung des schutzwürdigen Zustands, z. B. auch zur 

Abwendung von Schäden, oder zur Wiederherstellung eines solchen Zustands 

notwendig sein. Maßnahmen, die ausschließlich durch das Zugänglichmachen 

des Kulturguts für die Öffentlichkeit veranlasst werden (z. B. Errichtung eines 

Kassenhäuschens oder Besucherparkplatzes), gehören nicht dazu. Aufwen-

dungen hierfür (z. B. auch Lohnkosten für Aufsichtspersonal) können nur mit 

den Einnahmen aus dem Kulturgut verrechnet werden. 
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3.2 An einem Gebäude oder Gebäudeteil sind auch Maßnahmen bescheinigungs-

fähig, die zu seiner sinnvollen Nutzung erforderlich sind. Das Merkmal ist er-

füllt, wenn die Maßnahmen 

 

 - die Denkmaleigenschaft nicht oder nicht wesentlich beeinträchtigen, 

 

- erforderlich sind, um eine unter denkmalschutzrechtlichen Gesichtspunkten 

sinnvolle Nutzung des Baudenkmals zu erhalten, wiederherzustellen oder zu 

ermöglichen, und 

 

- geeignet erscheinen, die Erhaltung des Baudenkmals sicherzustellen (vgl. 

dazu auch Nummern 2.8 und 2.9 der Bescheinigungsrichtlinien zur Anwen-

dung des § 7 i EStG). 

 

4. Abstimmung der Maßnahmen 

 

Es muss bescheinigt werden, dass die Maßnahmen vor Beginn ihrer Ausfüh-

rung mit der Bescheinigungsbehörde abgestimmt worden sind. Die Abstim-

mung kann innerhalb eines denkmalrechtlichen Genehmigungsverfahrens 

oder bei Gebäuden oder Gebäudeteilen innerhalb eines Baugenehmigungs-

verfahrens erfolgen. Die nachträglich ausgesprochene Genehmigung für Ver-

änderungen an einem Denkmal kann das Erfordernis der vorherigen Abstim-

mung nicht ersetzen. Ist eine vorherige Abstimmung unterblieben, liegen die 

Voraussetzungen für die Erteilung der Bescheinigung nicht vor, selbst dann, 

wenn sich das Ergebnis als denkmalverträglich darstellt. 

 

Wird erst im Verlauf der Maßnahme erkennbar, dass ein Kulturgut im Sinne 

der Nummer 1 vorliegt, können die Aufwendungen bescheinigt werden, die ab 

dem Zeitpunkt entstehen, ab dem das Baudenkmal den öffentlich-rechtlichen 

Bindungen des Denkmalschutzgesetzes unterliegt und die Baumaßnahmen 

betreffen, die vor ihrem Beginn mit der Bescheinigungsbehörde abgestimmt 

worden sind.  
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Bei laufenden oder regelmäßig wiederkehrenden Maßnahmen reicht es aus, 

wenn sie einmal vorweg abgestimmt werden (z. B. laufende Pflege bei ge-

schützten Garten- und Parkanlagen). 

 

Soll von den abgestimmten Maßnahmen abgewichen werden, bedarf dies ei-

ner erneuten vorherigen Abstimmung. Werden die Maßnahmen nicht in der 

abgestimmten Art und Weise durchgeführt, darf insoweit eine Bescheinigung 

nicht erteilt werden. 

 

Aus Nachweisgründen sollen Zeitpunkt und Inhalt der Abstimmung zwischen 

den Beteiligten in geeigneter Weise schriftlich festgehalten werden. Dabei soll 

der Eigentümer auf 

 

- die Bedeutung der Abstimmung für die Erteilung einer Bescheinigung, 

 

- die Möglichkeit der schriftlichen Zusicherung nach § 38 LVwVfG sowie 

 

- das eigenständige Prüfungsrecht der Finanzbehörden (vgl. Nummer 7) 

 

hingewiesen werden. Wird bereits im Rahmen der Abstimmung festgestellt, 

dass nicht alle Maßnahmen die Voraussetzungen für eine Bescheinigung er-

füllen, ist hierauf ausdrücklich hinzuweisen. 

 

5. Höhe der Aufwendungen 

 

Es können nur tatsächlich angefallene Aufwendungen bescheinigt werden. 

Dazu gehört nicht der Wertansatz für die eigene Arbeitsleistung des Denkmal-

eigentümers oder für unentgeltlich Beschäftigte. Zu den bescheinigungsfähi-

gen Aufwendungen gehören aber die auf begünstigte Maßnahmen entfallen-

den Lohn- und Gehaltskosten für eigene Arbeitnehmer, Material- und Be-

triebskosten, Aufwendungen für Arbeitsgeräte sowie Gemeinkosten. Geneh-

migungs- und Prüfungsgebühren gehören zu den Kosten der genehmigten 

oder geprüften Baumaßnahme. Skonti oder sonstige Abzüge mindern die zu 

berücksichtigenden Kosten. 
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Die Prüfung schließt keine Preis- oder Angebotskontrolle ein. 

 

Aufwendungen können nur bescheinigt werden, soweit sie im Einzelnen durch 

Vorlage von Originalrechnungen nachgewiesen werden. Abschlagsrechnun-

gen und Kostenvoranschläge ersetzen keine Schlussrechnung. Pauschal-

rechnungen von Handwerkern können nur berücksichtigt werden, wenn das 

Original-Angebot, das dem Pauschalvertrag zugrunde liegt, beigefügt ist. 

Wenn es zur Prüfung der Einzelleistungen erforderlich ist, kann die Vorlage 

der Original-Kalkulation verlangt werden. 

 

6. Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln 

 

In die Bescheinigung sind die Zuschüsse aufzunehmen, die eine für die 

Denkmalpflege zuständige Behörde oder das Landesarchiv Baden-

Württemberg dem Empfänger der Bescheinigung aus öffentlichen Mitteln be-

willigt hat. Werden solche Zuschüsse nach Ausstellung der Bescheinigung 

bewilligt, ist diese entsprechend zu ändern (§ 10 g Abs. 3 Satz 2 EStG) und 

dem Finanzamt Mitteilung hiervon zu machen (§ 4 der Mitteilungsverordnung). 

Der Empfänger der Bescheinigung ist darauf hinzuweisen, dass er verpflichtet 

ist, Zuwendungen aus privaten Mitteln sowie Zuschüsse aus öffentlichen Mit-

teln, die ihm von anderen Behörden bewilligt worden sind, in seiner Steuerer-

klärung anzugeben. 

 

7. Prüfungsrecht der Finanzbehörden 

 

Die Finanzbehörden haben zu prüfen, 

 

1. ob die vorgelegte Bescheinigung von der zuständigen Behörde ausgestellt 

worden ist, 

 

2. ob die bescheinigte Maßnahme an einem Kulturgut durchgeführt worden ist, 

das im Eigentum des Steuerpflichtigen steht, 
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3. ob das Kulturgut im jeweiligen Kalenderjahr weder zur Erzielung von Ein-

künften i. S. des § 2 EStG genutzt worden ist noch Gebäude oder Gebäu-

deteile zu eigenen Wohnzwecken genutzt und die Aufwendungen nicht 

nach § 10 e Abs. 6 oder § 10 h Satz 3 EStG abgezogen worden sind, 

 

4. inwieweit die Aufwendungen etwaige aus dem Kulturgut erzielte Einnahmen 

(vgl. hierzu auch Nummer 3.1) übersteigen, 

 

5. ob die bescheinigten Aufwendungen steuerrechtlich dem Kulturgut im Sinne 

des § 10 g EStG zuzuordnen und keine Anschaffungskosten sind, 

 

6. ob weitere Zuschüsse für die bescheinigten Aufwendungen gezahlt werden 

oder worden sind, 

 

7. in welchem Veranlagungszeitraum die Steuerbegünstigung erstmals in An-

spruch genommen werden kann. 

 

8.        Diese Verwaltungsvorschrift tritt zum 27. Juni 2013 in Kraft und mit Ablauf des 

31. Dezember 2014 außer Kraft.  


